
3

Deutschland
G E S U N D H E I T S K O S T E N

Von oben nach unten
Von der CDU-Gesundheitsprämie profitieren – anders, als die CSU behauptet – Millionen Kassen-

patienten. Zittern müssen Spitzenverdiener und Privatversicherte: Ihnen würde Angela Merkel 
gern eine drastische Steuererhöhung zumuten. CSU-Chef Stoiber will kontern – mit einer Prämie light. 
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Er rief nicht an, er schrieb keinen
Brief, er schickte keine SMS, die An-
gela Merkel so liebt. Stattdessen: ein

Interview. 
Edmund Stoiber wählte die „Bild“-Zei-

tung, um am vergangenen Mittwoch einem
Millionen-Publikum seine Botschaft zu
übermitteln. „Geringere Einkommen, ge-
ringere Beiträge – höhere Einkommen,
höhere Beiträge“, mahnte der CSU-Chef
die Vorsitzende der großen Schwesterpar-
tei, seien für ihn unverzichtbar. „Das Soli-
darprinzip für alle“, sagte er, „muss sicht-
bar sein.“

Konfrontation statt Kompromiss, zu-
mindest öffentlich. Edmund Stoiber sagte
nicht, was geht. Er sagte, was nicht geht.
„Wir werden am Ende nicht zu einem
gemeinsamen Modell kommen können,
wenn dies eine Prämie von 180 Euro für
alle Beitragszahler und 40 Milliarden Euro
Sozialausgleich aus Steuermitteln vor-
sieht.“ Ende der Durchsage.

Seit über einem Jahr streiten die Schwes-
terparteien CDU und CSU nun schon über
ihren Kurs in der Gesundheitspolitik – in ei-
ner Tonlage, die längst an die hasserfüllten
Tiraden des einstigen CSU-Chefs Franz Jo-
sef Strauß gegen den CDU-Rivalen Helmut
Kohl Mitte der siebziger Jahre erinnert.

Der frühere Gesundheitsminister Horst
Seehofer lässt keine Gelegenheit unge-
nutzt, Merkels Gesundheitsmodell wahl-
weise als „einmalig ungerecht“, „Irrweg“
oder – der Bayer mag’s deftig – „komplet-
ten Schwachsinn“ zu bezeichnen.

Auf diese Weise ist es der CSU gelungen,
Merkel das Etikett einer deutschen Maggie
Thatcher anzupappen, die gleichsam mit
der Kettensäge das soziale Netz durch-
trennen wolle. Nach einer aktuellen Um-
frage von TNS Infratest sind inzwischen
57 Prozent der Deutschen der Meinung,
die CDU solle einen sozialeren Kurs als
zuletzt einschlagen. Ein großer Teil der Be-
völkerung lehnt Merkels Modell ab.

Es hatte von Anfang an keine Chance.
Der Begriff Kopfpauschale suggerierte, je-
der Bürger zahle, unabhängig von seinem
Einkommen, für seine Krankenversiche-
rung das Gleiche. Jetzt nennt Merkel ihr
Modell Gesundheitsprämie, und künftig
soll es gar Bürgerprämie heißen. Das klingt
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CDU-Chefin Merkel
Giftcocktail aus Sach- und Machtfragen 
positiver, nach Bürgersinn und Gemein-
wohl, aber der Ruf ist längst ruiniert.

Die Debatte hat sich von den Fakten der-
art weit entfernt, wie es sonst nur in der
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Endphase von Wahlkämpfen üblich ist.
Nur wird eben innerhalb eines politischen
Lagers gehetzt und geheuchelt, verdreht
und verleumdet, dass die rot-grüne Regie-



rung ihr Glück kaum fassen kann. Sach-
und Machtfragen haben sich zu einem Gift-
cocktail vereint, der allen Beteiligten das
Leben schwer macht. Angela Merkel – die
kalte Reformerin, so will die CSU sie der-
zeit sehen. Edmund Stoiber – der Sach-
verwalter des Status quo, das ist die Pro-
jektion der CDU.

In Wahrheit muss man die Schwestern
voreinander schützen. Die hastig dem
anderen aufgeklebten Etiketten stimmen
nicht. Merkels Prämienmodell ist eine Um-
verteilungsaktion von Superreich zu Arm,
von oben nach unten, wie es sie seit Jahr-
zehnten nicht mehr gegeben hat. Und Ed-
mund Stoiber, jenseits aller populistischen
Töne, weiß das auch.
Die Reichen zur Kasse  Das CDU-Mode

•169 ¤ Prämie pro Kopf (Kinderpauschale von 78 ¤ za
•11,9 % Solidarzuschlag auf die Steuerschuld
•jetziger Arbeitgeberanteil wird ausgezahlt und verste

heutiger Beitragssatz: 14,3 % – Arbeitgeber- und Arbeit

Vorstandsvorsitzender
verheiratet, Steuerklasse 3, kein Kind

833.000¤ brutto im Monat

heutiger Beitrag für das Ehepaar

Premiumtarif bei einer
privaten Krankenversicherung rd. 1000¤

CDU-Modell
als Privatversicherte 45409¤

effektive Mehrbelastung 44409¤

Bundeskanzler
verheiratet, Steuerklasse 3, zwei Kinder

21222¤ brutto im Monat

heutiger Beitrag für die ganze Familie

bei einer privaten
Krankenversicherung rd. 1200¤

CDU-Modell
als Privatversicherter 2152¤

effektive Mehrbelastung 952¤

Arbeiterin
ledig, Steuerklasse 1, kein Kind

1250¤ brutto im Monat

heutiger Beitrag

bei der AOK 179¤

CDU-Modell 196¤

effektive Mehrbelastung 17¤

Facharbeiter
verheiratet, Steuerklasse 3, ein Kind

2500¤ brutto im Monat

heutiger Beitrag für die ganze Familie

bei der AOK 358¤

CDU-Modell 393¤

effektive Mehrbelastung 35¤
Denn in Wahrheit, so belegen Berech-
nungen des Darmstädter Finanzwissen-
schaftlers Bert Rürup und seines Mann-
heimer Kollegen Eberhard Wille, trifft der
Merkel-Plan keinesfalls die von Stoiber be-
schworenen „kleinen Leute“. Präzise wei-
sen die Wirtschaftsprofessoren aus, welche
Verteilungswirkung eine Gesundheitsprä-
mie von 169 Euro im Monat entfaltet, wenn
der soziale Ausgleich – wie von Merkel
konzipiert – durch das Steuersystem fi-
nanziert wird.

Die nach Merkels Vorgaben erstellte und
von der CDU-Spitze abgesegnete Kalkula-
tion zeigt eindeutig: Kleinverdiener werden
im Merkel-Modell allenfalls geringfügig be-
lastet, Durchschnittsverdiener teils sogar
ll zur Reform der Krankenversicherung

hlt der Staat), höchstens 12,5 % des Einkommens

uert; Angaben einschl. Krankengeldversicherung

nehmeranteil

Angestellter
verheiratet, Steuerklasse 3, zwei Kinder

3334¤ brutto im Monat
plus 83¤ Vermögenseinkünfte

heutiger Beitrag für die ganze Familie

bei der AOK 477¤

CDU-Modell 440¤

effektive Entlastung 37¤

Angestellter
ledig, Steuerklasse 1, kinderlos

3334¤ brutto im Monat

heutiger Beitrag

bei der AOK 477¤

CDU-Modell 313¤

effektive Entlastung 164¤

Rentner verwitwet

1000¤ Monatsrente
plus 783¤ Vermögenseinkünfte

heutiger Beitrag

bei der AOK 143¤

CDU-Modell 169¤

effektive Mehrbelastung 26¤

Ehepaar
Steuerklassen 3 und 5, kinderlos

5500 und 2750¤ brutto im Monat
plus 284¤ Vermögenseinkünfte

heutiger Beitrag

bei der AOK 891¤

CDU-Modell 692¤

effektive Entlastung 199¤

Quelle: Rürup/TU Darmstadt
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entlastet. Kräftig kassiert wird hingegen
erstmals bei jenen, die bislang vergleichs-
weise wenig bis gar nichts zum Solidarsys-
tem in der Gesundheitsversorgung beitra-
gen: Privatversicherte, Spitzenverdiener,
Superreiche.

Seehofers Behauptung, der Konzernchef
müsse denselben Beitrag wie die Verkäu-
ferin zahlen, ist nach den Berechnungen
nicht zu halten. Zwar stimmt es, dass bei-
de zunächst eine einheitliche Prämie von
169 Euro im Monat an die Krankenkasse
zahlen. Doch während die Verkäuferin
einen Teil vom Staat erstattet bekommt,
real also weniger bezahlt, muss der Kon-
zernchef außer der vollen Prämie auch
noch einen neuen – „Gesundheitssoli“ be-
zeichneten – Steuerzuschlag entrichten.
Seine tatsächliche Belastung liegt daher
schnell bei einem Vielfachen dessen, was
die Verkäuferin zahlt.

Um zu verdeutlichen, dass es sich bei
der Gesundheitsprämie keinesfalls um eine
ungerechte „Umverteilung von unten nach
oben“ (CSU-Mann Seehofer) handelt, son-
dern um das genaue Gegenteil, hat Rürup
ein besonders drastisches Beispiel durch-
gerechnet. Ein Vorstand wie der Deutsche-
Bank-Chef Josef Ackermann, Jahressalär
zuletzt über zehn Millionen Euro, müsste
demnach zunächst je 169 Euro im Monat
für sich und seine Frau bezahlen. An-
schließend schlüge das Finanzamt zu – und
zwar in einem Ausmaß, wie es die Linken
in der SPD bislang nicht einmal zu träumen
wagten. So würden auf ein Jahreseinkom-
men von zehn Millionen Euro exakt 44409
Euro Gesundheitssoli fällig – nicht etwa
pro Jahr, sondern pro Monat.

Dem Superverdiener würde es im Übri-
gen nichts nutzen, wenn er sich aus dem
System der gesetzlichen Krankenversiche-
rung verabschiedet und bei der Privat-
assekuranz versichert hat. Er müsste seine
Beiträge an die private Krankenkasse zah-
len – und den Steuerzuschlag von 44409
Euro obendrein.

Die Ergebnisse von Rürup und Wille mö-
gen auf den ersten Blick überraschen;
tatsächlich aber haben die Finanzwissen-
schaftler nichts anderes gemacht, als die
von Merkel bereits vor Monaten verkün-
deten Kernbestandteile ihrer Reformidee
endlich einmal buchstabengetreu in ein Re-
chenmodell umzusetzen.

Da es laut Vorgabe der CDU-Chefin in
einer Übergangsphase möglichst keine Ver-
lierer in den unteren Einkommensgruppen
geben soll, haben Rürup und Wille eine
Belastungsgrenze eingezogen. Niemand
soll mehr als 12,5 Prozent seines Haus-
haltseinkommens bezahlen müssen – auch
wenn das nicht reicht, um die Gesundheits-
prämie zu bezahlen. Den Fehlbetrag, so
der Plan, soll der Staat aus Steuermitteln
zuschießen.

Finanziert wird dieser Zuschuss durch
den Gesundheitssoli, dem zweiten Kern-
element des Merkel-Plans. Die Wirtschafts-
37
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Finanzwissenschaftler Rürup
CDU-Modell buchstabengetreu umgesetzt 
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professoren haben ihn nach dem Vorbild
des im Jahr 1991 erstmals eingeführten So-
lidarzuschlags für den Aufbau Ost konzi-
piert. Danach ermittelt das Finanzamt
zunächst die Einkommensteuern, die ein
Bürger zahlen muss. Auf diese Steuer-
schuld wird anschließend ein Zuschlag von
11,9 Prozent erhoben, mehr als das Dop-
pelte des Soli-Ost.

Auf diese Weise beschert Rürup dem
Fiskus geradezu märchenhafte Zusatzein-
nahmen – die der Staat allerdings auch
braucht, um Geringverdienern den ver-
sprochenen Zuschuss zur Gesundheitsprä-
mie gewähren zu können. Das Gesamtvo-
lumen der neuen Umverteilung beträgt 
22 Milliarden Euro – die drastischste Steu-
ererhöhung zu Lasten von Gutverdienern
in der Geschichte der Bundesrepublik. Nur
zum Vergleich: Der Soli für den Osten
schlägt mit gerade einmal zehn Milliarden
Euro jährlich zu Buche.

Für Gering- und Normalverdiener hin-
gegen ändert sich unterm Strich nur wenig,
wie Rürups Modellrechnungen beweisen.
Etwa für die von Seehofer viel zitierte Ver-
käuferin: Mit einem Bruttolohn von 1250
Euro zahlt sie derzeit knapp 90 Euro im
Monat an die gesetzliche Krankenkasse.
Denselben Betrag führt ihr Arbeitgeber an
die Kasse ab. Nach Abzug der Aufwen-
dungen für Gesundheit bleibt ihr derzeit
ein Brutto von 1160 Euro. 

Im Merkel-Modell hingegen bekommt
sie wegen der Gesundheitsprämie erst ein-
mal eine kräftige Lohnerhöhung. Der Ar-
beitgeber zahlt seinen Anteil von 90 Euro
nicht wie bislang an die AOK, sondern
überweist das Geld auf das Konto der Ver-
käuferin. Ihr Bruttolohn erhöht sich somit
auf 1340 Euro.

Anschließend setzt ein komplizierter
Mechanismus ein. Das Finanzamt berech-
net zunächst, welchen Betrag die Verkäu-
ferin maximal aus eigener Kraft aufbringen
muss. In ihrem Fall – es gilt, gemessen 
am neuen Monatsbrutto, die Höchstbelas-
tungsgrenze von 12,5 Prozent – liegt dieser
Betrag bei 167,10 Euro. Sie bekommt folg-
lich einen staatlichen Zuschuss von 1,90
Euro, um die auf 169 Euro festgelegte Prä-
mie bezahlen zu können. 

Hinzu kommt dann der neue Gesund-
heitssoli, den auch die Verkäuferin ab-
führen muss. Für sie beträgt er 9,71 Euro.
Und anschließend sind in ihrem Fall auch
noch 18,75 Euro für eine private Kranken-
geldversicherung fällig.

Am Ende all dieser Berechnungen liegt
das Monatsbrutto der Verkäuferin nach
Abzug aller Gesundheitskosten 17 Euro
niedriger als heute – nicht eben ein Beleg
für die vom CSU-Mann Seehofer vorge-
brachte Behauptung, die Prämie sei „ein-
malig ungerecht“.

Auch die von der CSU beständig ver-
breitete Legende, Familien würden durch
die Einführung einer Gesundheitsprämie
durchweg schlechter gestellt und Singles
d e r  s p i e g e
bevorzugt, ist eine Behauptung, die kei-
ner Überprüfung standhält: Das Gegenteil
ist wahr.

Zwar ist der Nachwuchs nicht länger
kostenlos mitversichert, wenn Papa oder
Mama Mitglied einer gesetzlichen Kran-
kenkasse sind. Doch die für Kinder er-
hobene Pro-Kopf-Prämie von 78 Euro im
Monat müssen nicht die Eltern zahlen, son-
dern alle Steuerzahler – einschließlich je-
ner, die selbst keine Kinder haben. 

Rürup und Wille schätzen, dass die Be-
steuerung des ausgezahlten Arbeitgeber-
anteils zur Krankenkasse dem Fiskus ins-
gesamt 15 Milliarden Euro einbringt. Exakt
diese Summe ist nötig, um die Gesund-
heitsprämien für alle Kinder zu finanzieren.

Dass es für einige Familien dennoch zu
einer Belastung kommt, liegt allenfalls dar-
an, dass der Merkel-Plan Ungerechtigkei-
ten beseitigt. So zahlt ein bei der AOK ver-
sicherter Manager (Monatsbrutto: 7000
Euro) für sich und seine nicht berufstätige
Frau – ohne Arbeitgeberanteil – derzeit
etwa 250 Euro im Monat. Seine Sekretärin
und deren berufstätiger Mann, beide ver-
dienen je 3500 Euro, kommen gemeinsam
also ebenfalls auf 7000 Euro Bruttogehalt,
müssen zusammen jedoch 500 Euro an die
AOK überweisen – also das Doppelte des
Managers und seiner Frau.

Ein Grund für diese bizarre Unwucht ist
die Bemessungsgrenze von 3487,50 Euro,
bis zu der Krankenkassen ihre Beiträge
maximal berechnen dürfen. Sie benachtei-
ligt Doppelverdienerpaare gegenüber Fa-
milien mit nur einem Einkommen. So müs-
sen die Sekretärin und ihr berufstätiger
Mann zweimal den Höchstbeitrag an die
AOK zahlen. Der Manager und seine Gat-
tin hingegen nur einmal.

Das Merkel-Modell dagegen kommt
ohne Beitragsbemessungsgrenze aus. Im
Ergebnis zahlt der Manager für sich und
l 4 2 / 2 0 0 4 39
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CSU-Vorsitzender Stoiber
Populismus und abstruse Vorschläge 
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seine nicht berufstätige Gattin dann etwa
denselben Betrag für seine Gesundheits-
vorsorge wie die Sekretärin und ihr berufs-
tätiger Mann – ein Gebot der Fairness.
Schließlich haben beide Familien ja auch
dasselbe Haushaltseinkommen.

Ohnehin positiv sind die Folgen, die das
Merkel-Modell für den Arbeitsmarkt ha-
ben kann. Während im heutigen System
jeder Anstieg der Krankenkassenbeiträge
auch die – etwa zur Hälfte beteiligten –
Arbeitgeber belastet und die Lohnneben-
kosten nach oben treibt, würde dieser Au-
tomatismus beendet. Erstmals würden der
medizinisch-technische Fortschritt und die
Finanzierungslasten in einer älter werden-
den Gesellschaft nicht mehr zur Vernich-
tung von Arbeitsplätzen führen.

Die CDU hätte also allen Grund, ihr Prä-
mienmodell offensiv gegen die Angriffe aus
München zu verteidigen. Doch die Chan-
ce, die sich ihr am vergangenen Donners-
tag im nordrhein-westfälischen Hamm bot,
ließ die Unions-Vorsitzende verstreichen.
Stattdessen mutete sie den Besuchern der
Regionalkonferenz Erklärungsversuche wie
diesen zu: „Die Prämie sind die Kosten, die
einer im Durchschnitt verursacht, wenn er
krank wird.“ 

Das reichte nicht, um die Ängste der
nach monatelanger Debatte verwirrten
Parteibasis zu zerstreuen. Kaum hatte die
Vorsitzende geendet, entlud sich geballter
Unmut. „Die Menschen wenden sich von
der CDU ab, weil sie einfach keine Ge-
rechtigkeit erkennen“, schimpfte Josef
Brunstein, ein Ex-Eisenbahner aus Soest.
„Ich habe die Kommunalwahl verloren,
weil die Wähler begriffen haben, dass in
der CDU die Marktradikalen die Oberhand
gewinnen“, beklagte sich Hans-Jürgen Na-
gels aus Oberhausen. „Es muss das Licht
am Ende des Tunnels sichtbar werden“,
forderte Ralf Brauksiepe, Bundestagsab-
geordneter aus Witten.

Und auch wenn sein Name nicht fiel:
Wann immer die Gesundheitsprämie von
Angela Merkel kritisiert wurde, schwang
gleichzeitig Sympathie für ihren Rivalen
Edmund Stoiber mit. Er halte es für ge-
rechter, erklärte ein Christdemokrat aus
Soest, wenn es keine einheitliche Prämie
geben würde. Deshalb ziehe er „das bay-
rische Modell“ vor.

Dabei hat die CSU im Streit um den
richtigen Kurs in der Gesundheitspolitik
bislang wenig zu bieten. Vor zwei Wochen
legten Stoiber und seine Sozialexperten
„Eckpunkte“ eines Modells vor, nach dem
künftig – abhängig vom jeweiligen Ein-
kommen – gestaffelte „Prämienstufen“
zwischen 29 und 260 Euro im Monat er-
hoben werden sollen.



Das Reformmodell der CSU
• Einkommensabhängige Beiträge in

zehn Stufen von 30¤ bis 260¤

• Kinder bleiben beitragsfrei

• Beitragssatz der Arbeitgeber wird
festgeschrieben

• Bezieher höherer Einkommen und
Privatversicherte sollen sich mit
einem Solidarbeitrag am Aufbau
eines Generationenfonds beteiligen
Wirklich ernst gemeint war dieser Vor-
schlag allerdings nicht – wie ein Papier aus
Stoibers eigener Staatskanzlei belegt. In
schonungsloser Offenheit listet die Exper-
tise, für den internen Gebrauch bestimmt,
sämtliche Nachteile auf, die mit dem Stu-
fenmodell verbunden wären – und liefert
zugleich einen Beleg dafür, welch abstru-
se Vorschläge der Dauerstreit zwischen
CDU und CSU inzwischen gebiert.

So hatten die Christsozialen, um Merkels
Idee der Einheitspauschale möglichst nahe
zu kommen, zunächst mit nur drei Prä-
mienklassen gerechnet – mit verheeren-
dem Ergebnis: „Hier nimmt die Belastung
der unteren und mittleren Einkommens-
schichten ein dramatisches Ausmaß an“,
heißt es in dem Papier, das als Vorlage für
eine Besprechung am 27. September in der
Münchner Staatskanzlei diente. 

Zudem ergäben sich „unvermeidbare
Belastungssprünge an der Grenze zur
nächsten Prämienstufe“, die, leider, umso
schlimmer ausfielen, je weniger Stufen
existieren. Das Fazit der Experten aus der
Staatskanzlei ist eindeutig: „Die damit ein-
hergehenden Anreizwirkungen wären wirt-
schafts-, arbeitsmarkt- und standortpoli-
tisch fatal.“

Dass sich die CSU schließlich auf zehn
anstatt lediglich drei Stufen einigte, än-
dert an der grundsätzlichen Bewertung ih-
res Modells nichts. Noch immer würden
„untere Einkommensgruppen mit einem
Haushaltseinkommen bis 20000 Euro per
annum gegenüber dem Status quo belas-
tet“, so das Urteil der Experten. Und 
noch immer führten Belastungssprünge
zwischen den zehn Prämienstufen zu „er-
heblichen Verteilungsungerechtigkeiten,
wie sie weder im heutigen System der Ge-
setzlichen Krankenversicherung noch im
Gesundheitsprämienmodell der CDU vor-
zufinden sind“.

Stoibers Spitzenministeriale liefern so-
gar ein Beispiel: „Verdient ein Versicherter
am oberen Rand einer Stufengrenze bei-
spielsweise einen Euro mehr und steigt
damit in die nächsthöhere Stufe auf, so
verbleiben ihm bei einer Differenz von 
25 Euro zwischen den Prämien per saldo
24 Euro weniger“ – eine Grenzbelastung
von 2400 Prozent!

Kein Wunder, dass Stoiber selbst nicht
daran glaubt, er habe mit dem kruden Stu-
d e r  s p i e g e
fenmodell eine konkurrenzfähige Vision
für ein Gesundheitssystem der Zukunft
vorgelegt. Es habe sich, so geben CSU-
Spitzen halblaut zu, um den „untauglichen
Versuch“ gehandelt, der CDU entgegen-
zukommen.

Nun soll ein neuer Versuch gestartet
werden. Stoiber weiß, dass er sich ei-
ne Totalblockade von Merkels Plänen 
nicht leisten kann – zumal sich sein bis-
lang geäußerter Vorwurf, die Gesund-
heitsprämie sei ungerecht, leicht wider-
legen lässt. 

Dennoch überwiegen seine Bedenken,
nur sind es jetzt andere. So fürchtet der
Bayer, dass sich die Union mit der Ge-
sundheitsprämie eine ebenso imageschä-
digende Auseinandersetzung einhandelt:
Wie sollen CDU und CSU den Bürgern
erklären, dass sie einerseits die Steuern
senken, gleichzeitig aber einen Multimilli-
ardenbetrag über einen neuen Gesund-
heitssoli eintreiben wollen?

Insgeheim arbeiten Stoibers Spitzenmi-
nisteriale deshalb an einem weiteren Kom-
promissvorschlag, einer, wie es im internen
Papier der Staatskanzlei heißt, „abgewan-
delten Gesundheitsprämie“, einer Kopf-
pauschale light also. Diese soll schon aus
kosmetischen Gründen nur leicht über 100
Euro im Monat liegen – ein erreichbares
Ziel, sobald der Arbeitgeberanteil zur
Krankenversicherung nicht, wie von Mer-
kel gewollt, an die Beschäftigten ausbe-
zahlt, sondern wie bislang direkt an die
AOK überwiesen wird.

Der soziale Ausgleich – gebraucht wür-
den noch immer etwa 16 Milliarden Eu-
ro – soll auch nicht durch einen Zuschlag
auf die Steuerschuld finanziert werden,
sondern durch eine Art Mini-AOK-Satz.
1,8 Prozent des Einkommens müsste je-
der Berufstätige abführen – und zwar 
nicht nur bis zur heutigen Bemessungs-
grenze von 3487,50 Euro, sondern ohne
Deckelung nach oben. Nur so kommen
auch hier die Milliarden zur Umverteilung
zusammen.

Unterm Strich würde Stoiber der CDU-
Chefin Merkel damit den Weg zu einer
einheitlicheren Gesundheitsprämie frei
machen, einer Debatte über Steuer-
erhöhungen aber zumindest die Spitze
nehmen.

Sein vorläufiges Modell hat allerdings ei-
nen Nachteil. Ausgerechnet die von der
CSU verteidigten kleinen Leute müssten
wegen des zusätzlichen Mini-AOK-Bei-
trags, der sich anders als der Soli nicht auf
die Steuerschuld, sondern auf das Ein-
kommen bezieht, kräftig draufzahlen.

„Vor allem untere Einkommensgruppen
werden zum Teil massiv belastet“, heißt es
unmissverständlich im Papier der Staats-
kanzlei: Die Pauschale light sei deshalb –
zumindest in der bislang berechneten Va-
riante – eine noch „nicht tragfähige Grund-
lage für ein Reformkonzept“.

Alexander Neubacher, Christoph Schult
l 4 2 / 2 0 0 4 41



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Perceptual
  /DetectBlends false
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /SyntheticBoldness 1.00
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage false
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings false
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (Color Management Off)
  /AlwaysEmbed [ true
    /Sp2CentennialLight-Bold
    /Sp2CentennialLight-Italic
    /Sp2CentennialLight-Regular
    /Sp2FranklinGothic-Demi
    /Sp2Sans-Book
    /Sp2Sans-CondBook
    /Sp2Sans-CondBookItalic
    /Sp2Sans-CondDemi
    /Sp2Sans-CondMedium
    /Sp2Sans-Demi
    /Sp2Sans-Headline
    /Sp2Serif-Caps
    /Sp2Serif-Italic
    /Sp2Serif-Osf
    /Sp2Symbole
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 90
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.10000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 90
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.10000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 300
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.06667
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /FlateEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /ENU (Use these settings to create PDF documents suitable for reliable viewing and printing of business documents. The PDF documents can be opened with Acrobat and Reader 5.0 and later.)
    /JPN <FEFF3053306e8a2d5b9a306f300130d330b830cd30b9658766f8306e8868793a304a3088307353705237306b90693057305f00200050004400460020658766f830924f5c62103059308b3068304d306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103057305f00200050004400460020658766f8306f0020004100630072006f0062006100740020304a30883073002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d30678868793a3067304d307e30593002>
    /FRA <>
    /PTB <>
    /DAN <>
    /NLD <>
    /ESP <>
    /SUO <>
    /ITA <>
    /NOR <>
    /SVE <>
    /DEU <FEFF005300500049004500470045004c0020005000440046002000450072007a0065007500670075006e00670020004100630072006f006200610074002000350020004b006f006d007000610074006900620065006c>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [600.945 793.701]
>> setpagedevice


